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An die Einstein Stiftung Berlin, Berlin 

1� Prüfungsauftrag 

Der Vorstand der 

Einstein Stiftung Berlin, Berlin, 
– im Folgenden auch kurz „Stiftung“ genannt – 

hat uns den Auftrag erteilt, den Vermögensnachweis nebst Vermögensübersicht der Stiftung 
zum 31. Dezember 2017 unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchführung zu prüfen. 

Auftragsgemäß erstreckte sich die Prüfung auch auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens 
und die satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel. 

Dieser Prüfungsbericht wurde nach den Grundsätzen der IDW Prüfungsstandards 450 und 
740 erstellt. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an-
wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Dem Auftrag liegen die als Anlage 7 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirt-
schaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 
zugrunde. Unsere Haftung richtet sich nach Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen. Im 
Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen maß-
gebend. 
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2� Durchführung der Prüfung 

2.1� Gegenstand der Prüfung 

Wir haben den Vermögensnachweis nebst Vermögensübersicht unter Einbeziehung der 
Buchführung der Einstein Stiftung Berlin, Berlin, für das zum 31. Dezember 2017 endende 
Haushaltsjahr geprüft. Der Vorstand der Stiftung ist verantwortlich für: 

–� die Buchführung,  

–� die Aufstellung des Vermögensnachweises nebst Vermögensübersicht nach den in der 
Anlage 3 dargelegten Rechnungslegungsgrundsätzen sowie 

–� die uns erteilten Aufklärungen und Nachweise. 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfung ein Urteil über den Vermögens-
nachweis nebst Vermögensübersicht abzugeben. 

Die Prüfung erstreckte sich nach § 8 Abs. 2 des Berliner Stiftungsgesetzes auch auf die Erhal-
tung des Stiftungsvermögens und die satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel. 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den 
Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise 
Rückwirkungen auf den Vermögensnachweis nebst Vermögensübersicht ergeben.  

2.2� Art und Umfang der Prüfungsdurchführung 

Wir haben unsere Prüfung nach § 317 HGB und den vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung sowie dem IDW-
Prüfungsstandard zur Prüfung von Stiftungen (IDW PS 740) vorgenommen. Ziel unseres 
risikoorientierten Prüfungsansatzes ist es sicherzustellen, dass die Aussagen im Vermögens-
nachweis nebst Vermögensübersicht der Einstein Stiftung Berlin eine verlässliche Basis für 
die Entscheidungen der Adressaten bilden. 

Durch § 8 Abs. 2 des Berliner Stiftungsgesetzes wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. 
Die Prüfung erstreckte sich daher auch auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens und die 
satzungsgemäße Verwendung seiner Erträge und etwaiger zum Verbrauch bestimmter Zu-
wendungen. 



 

 

  3 | Einstein Stiftung Berlin | Prüfungsbericht 31.12.2017 | 40.065699-1549539�
 

Ausgangspunkt für unsere Prüfungsplanung war das Verständnis für die Tätigkeit der Stiftung 
sowie die Einschätzung der stiftungsspezifischen Risiken sowie der rechnungslegungsrele-
vanten Prozesse und Kontrollen der Stiftung. Wir haben unter Berücksichtigung des Wesent-
lichkeitsgrundsatzes die Auswirkungen auf den Vermögensnachweis nebst Vermögensüber-
sicht beurteilt und als Ergebnis folgende Schwerpunkte unserer Prüfung festgelegt: 

–� Prüfung des Prozesses der Erstellung von Vermögensnachweis nebst Vermögensüber-
sicht, 

–� Bewertung der Finanzanlagen, 

–� Erhaltung des Stiftungsvermögens, 

–� Satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel. 

Das interne Kontrollsystem der Stiftung ist in seinem Umfang an die geringe Anzahl und 
Komplexität der Geschäftsvorfälle angepasst. Wir haben uns ausreichende Kenntnisse über 
die Abwicklung dieser Geschäftsvorfälle und über den Umgang der Stiftungsleitung mit den 
Geschäftsrisiken verschafft. 

Unsere Prüfungshandlungen umfassten im Wesentlichen stichprobenweise Einzelfallprüfun-
gen sowie analytische Prüfungen von Posten des Vermögensnachweises und der Vermögens-
übersicht. Wir haben auch Bestätigungen der für die Stiftung tätigen Kreditinstitute eingeholt. 

Abschließend haben wir eine Gesamtbeurteilung der Prüfungsergebnisse sowie des Vermö-
gensnachweises nebst Vermögensübersicht vorgenommen. Aufgrund dieser Gesamtbeurtei-
lung bildeten wir unser Prüfungsurteil in Form einer Bescheinigung. Diese ist neben dem 
Prüfungsbericht Bestandteil unserer Berichterstattung über die durchgeführte Prüfung.  

Wir haben die Prüfung (mit Unterbrechungen) in den Monaten März und April 2018 bis zum 
24. April 2018 durchgeführt. 

Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise sind erteilt worden. Der Vorstand hat 
uns die Vollständigkeit der Buchführung und des Vermögensnachweises sowie der Vermö-
gensübersicht schriftlich bestätigt.  
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3� Feststellungen zur Rechnungslegung 

3.1� Buchführung und zugehörige Unterlagen 

Die Bücher der Stiftung sind ordnungsmäßig geführt. Die Belegfunktion ist erfüllt. Die Buch-
führung und die zugehörigen Unterlagen entsprechen nach unseren Feststellungen den ge-
setzlichen Vorschriften. 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir festgestellt, dass die von der Stiftung getroffenen 
Maßnahmen geeignet sind, die Sicherheit der verarbeiteten rechnungslegungsrelevanten 
Daten zu gewährleisten. 

3.2� Vermögensnachweis und Vermögensübersicht 

Der uns zur Prüfung vorgelegte Vermögensnachweis und die vorgelegte Vermögensübersicht 
für das zum 31. Dezember 2017 endende Haushaltsjahr sind ordnungsmäßig aus den Büchern 
und den zugehörigen Unterlagen der Stiftung entwickelt worden. Die Eröffnungswerte sind 
ordnungsgemäß aus dem Vermögensnachweis und aus der Vermögensübersicht des Vorjah-
res übernommen worden. 

Der Vermögensnachweis und die Vermögensübersicht sind ordnungsmäßig gegliedert und die 
einzelnen Posten sind nach den in der Anlage 3 niedergelegten Rechnungslegungsgrundsät-
zen bewertet. 
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4� Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

Ergänzend zu den Ausführungen der Stiftung in den „Erläuterungen zur Aufstellung des Ver-
mögensnachweises und der Vermögensübersicht“ (Anlage 3) erläutern wir nachfolgend 
wesentliche Bewertungsgrundlagen: 

Die Bewertung der in der Vermögensübersicht angesetzten Vermögensposten orientiert sich 
unter Berücksichtigung stiftungsspezifischer Besonderheiten an den Regelungen des HGB. 
Bewertungswahlrechte sowie die Nutzung von Ermessensspielräumen haben bei den Wert-
papieren des Anlagevermögens einen wesentlichen Einfluss auf die Vermögenslage der 
Stiftung. 

Die Wertpapiere des Anlagevermögens der Stiftung werden nach dem gemilderten Niederst-
wertprinzip (§ 253 Abs. 3 Satz 5 HGB) bewertet. Danach sind außerplanmäßige Abschreibun-
gen vorzunehmen, um Vermögensgegenstände auf den niedrigeren Wert abzuschreiben, der 
ihnen am Abschluss-Stichtag beizulegen ist, vorausgesetzt, es handelt sich um eine voraus-
sichtlich dauerhafte Wertminderung. Hieraus ergab sich im Berichtsjahr kein Abschreibungs-
bedarf. 

Eine Abschreibung erfolgt nur auf Wertpapiere, die nicht aufgrund der Anlageform eine Rück-
zahlung zu 100 % am Ende der Laufzeit garantieren (Aktien, Spezial- oder Immobilienfonds). 
Bei den Rentenpapieren sowie festverzinslichen Anleihen wird – soweit die Bonität des Emit-
tenten nicht in Zweifel steht – von einem Halten bis zur Endfälligkeit ausgegangen. Abschrei-
bungen erfolgen nur dann, wenn ein Erwerb zu einem Kaufpreis oberhalb des Nominalwertes 
erfolgt ist und der Kurswert zwischenzeitlich unter den Kaufpreis gesunken ist. Es wird maxi-
mal auf den Rückzahlungskurs abgeschrieben. 

Sofern bei Aktien der Jahreshöchstkurs des Berichtsjahres deren fortgeführten Buchwert um 
mehr als 15 % unterschreitet, wird auf den Jahreshöchstkurs abgeschrieben. 

Zur Ermittlung des Abschreibungsbedarfs bei Spezial- und Immobilienfonds wird der vorgetra-
gene Buchwert des Fondsvermögens dem Fondsvermögen, bewertet mit dem Jahreshöchst-
kurs des Berichtsjahres, gegenübergestellt. Eine Abschreibung wird vorgenommen, wenn der 
Jahreshöchstkurs den Buchwert um mehr als 15 % – bei Spezialfonds bezogen auf den 
Durchschnitt der monatlichen Aktien- und Hedgefondsquote des Fonds – unterschreitet. 

Gemäß § 253 Abs. 5 HGB dürfen niedrigere Wertansätze aufgrund außerplanmäßiger Ab-
schreibungen nicht beibehalten werden, wenn die Gründe dafür nicht mehr bestehen. Hieraus 
ergab sich im Berichtsjahr kein Zuschreibungsbedarf. 
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5� Kapitalerhaltung und satzungsgemäße 
Verwendung der Stiftungsmittel 

Das Grundstockvermögen betrug bei der Gründung 2009 gemäß Satzung EUR 5.000.000,00.  

Für die Jahre 2010 und 2011 sind Rücklagen nach § 62 Abs. 4 AO in Höhe von insgesamt 
EUR 82.281,59 dotiert und dem Stiftungsvermögen zugeführt worden.  

Zum Bilanzstichtag hat das Stiftungsvermögen inklusive Umschichtungsergebnis einen Bi-
lanzwert von EUR 5.410.152,88. 

Der Bilanzwert ergibt sich wie folgt: 

 EUR 

Stiftungsvermögen 5.082.281,59 

Umschichtungsergebnis 327.871,29 

 5.410.152,88 

  

Der Bestand des Stiftungsvermögens ist damit nominal erhalten.  

Wir haben die satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel in Stichproben geprüft. 
Unsere Prüfung führte zu keinen Einwendungen. 
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6� Bescheinigung 

Die Bescheinigung haben wir wie folgt erteilt: 

Bescheinigung des Abschlussprüfers 

An die Einstein Stiftung Berlin, Berlin 

Wir haben den Vermögensnachweis sowie die Vermögensübersicht unter Einbeziehung der 
Buchführung der Einstein Stiftung Berlin, Berlin, für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2017 geprüft. Durch § 8 Abs. 2 des Berliner Stiftungsgesetzes wurde der 
Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckte sich daher auch auf die Erhaltung des 
Stiftungsvermögens und die satzungsgemäße Verwendung seiner Erträge und etwaiger zum 
Verbrauch bestimmter Zuwendungen. Die Buchführung und die Aufstellung des Vermögens-
nachweises nebst Vermögensübersicht nach den in der Anlage „Erläuterungen zur Aufstel-
lung des Vermögensnachweises und der Vermögensübersicht“ dargelegten Rechnungsle-
gungsgrundsätzen liegen in der Verantwortung des Vorstands der Stiftung. Unsere Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung des Vermö-
gensnachweises nebst Vermögensübersicht unter Einbeziehung der Buchführung sowie über 
den erweiterten Prüfungsgegenstand abzugeben. 

Wir haben unsere Prüfung sinngemäß nach § 317 HGB und § 8 Abs. 2 des Berliner Stiftungs-
gesetzes und unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Prüfung von Stiftungen 
(IDW PS 740) vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des Vermögensnachweises und der 
Vermögensübersicht wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und 
dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus 
der Erweiterung des Prüfungsgegenstandes nach § 8 Abs. 2 des Berliner Stiftungsgesetzes 
ergeben, erfüllt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Tätigkeit und über das rechtliche Umfeld der Stiftung sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung und Vermögensnachweis sowie Vermögensübersicht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Rechnungs-
legungsgrundsätze. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Vermögensnachweis nebst Vermögensübersicht den in der Anlage „Erläuterungen zur 
Aufstellung des Vermögensnachweises und der Vermögensübersicht“ dargestellten Rech-
nungslegungsgrundsätzen. 

Die Prüfung der Erhaltung des Stiftungsvermögens und die satzungsgemäße Verwendung 
seiner Erträge und etwaiger zum Verbrauch bestimmter Zuwendungen nach § 8 Abs. 2 des 
Berliner Stiftungsgesetzes hat keine Einwendungen ergeben. 

  

Düsseldorf, den 24. April 2018   

KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

 

  
Wildgrube 
Wirtschaftsprüfer 

Schumacher 
Wirtschaftsprüfer 
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Anlage 1 

Vermögensnachweis  

zum 31. Dezember 2017 
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,P�8PVFKLFKWXQJVHUJHEQLV�VLQG�DOOH�9HUlX�HUXQJVJHZLQQH�XQG��YHUOXVWH�HQWKDOWHQ��ZHOFKH�VLFK�
DXV�GHU�9HUP|JHQVXPVFKLFKWXQJ�XQG��lQGHUXQJ�HUJDEHQ��

'LH�IUHLH�5�FNODJH�]HLJW�GLH�(QWZLFNOXQJ�XQWHU�(LQEH]LHKXQJ�GHU�=XI�KUXQJ�XQG�(QWQDKPH�YRQ�
0LWWHOQ�I�U�GLH�IUHLH�5�FNODJH�QDFK������$EV����1U����$2��

,Q�GHU�(QWZLFNOXQJ�GHU�6WLIWXQJVPLWWHO�ZHUGHQ�DOOH�(LQQDKPHQ�XQG�$XVJDEHQ�JH]HLJW��GLH�QLFKW�
GDV�6WLIWXQJVYHUP|JHQ�EHWUHIIHQ��VRQGHUQ�GLH�ODXIHQGHQ�]HLWQDK�]X�YHUZHQGHQGHQ�0LWWHO��=XU�
(UK|KXQJ�GHU�$XVVDJHNUDIW�ZHUGHQ�GLH�=XZHQGXQJHQ�QXQPHKU�WHLOZHLVH�QDFK�)|UGHUHUQ�DXI�
JHJOLHGHUW�DXVJHZLHVHQ��'LH�'DUVWHOOXQJ�GHV�9RUMDKUHV�ZXUGH�HQWVSUHFKHQG�DQJHSDVVW��

'HV�:HLWHUHQ�HUVFKHLQHQ�LQ�GHU�(QWZLFNOXQJ�GHU�6WLIWXQJVPLWWHO�DXFK�SODQPl�LJH�$EVFKUHLEXQ�
JHQ�DXI�DEQXW]EDUH�9HUP|JHQVJHJHQVWlQGH�GHV�$QODJHYHUP|JHQV�VRZLH�(LQVWHOOXQJHQ�LQ�E]Z��
(QWQDKPHQ�DXV�GHU�IUHLHQ�5�FNODJH�QDFK������$EV����1U����$2�VRZLH�GHU�3URMHNWU�FNODJH�QDFK�
�����$EV����1U����$2��

'LH�%HZHUWXQJ�GHU�LQ�GHU�9HUP|JHQV�EHUVLFKW�DQJHVHW]WHQ�9HUP|JHQVSRVWHQ�RULHQWLHUW�VLFK�DQ�
GHQ�5HJHOXQJHQ�GHV�+*%��
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'LH�:HUWSDSLHUEHVWlQGH�ZHUGHQ�DOV�$QODJHYHUP|JHQ�DXVJHZLHVHQ�XQG�QDFK�GHP�JHPLOGHUWHQ�
1LHGHUVWZHUWSULQ]LS� EHZHUWHW�� $X�HUSODQPl�LJH� $EVFKUHLEXQJHQ� ZHUGHQ� YRUJHQRPPHQ�� XP�
9HUP|JHQVJHJHQVWlQGH� DXI� GHQ� QLHGULJHUHQ�:HUW� DE]XVFKUHLEHQ�� GHU� LKQHQ� DP�$EVFKOXVV�
6WLFKWDJ�EHL]XOHJHQ�LVW��YRUDXVJHVHW]W��HV�KDQGHOW�VLFK�XP�HLQH�YRUDXVVLFKWOLFK�GDXHUKDIWH�:HUW�
PLQGHUXQJ��%HVWHKHQ�GLH�*U�QGH�I�U�GHQ�QLHGULJHUHQ�:HUWDQVDW]�QLFKW�PHKU��ZLUG�HLQH�:HUWDXI�
KROXQJ�PD[LPDO�ELV�]XU�+|KH�GHU�XUVSU�QJOLFKHQ�$QVFKDIIXQJVNRVWHQ�YRUJHQRPPHQ��

6RQVWLJH�9HUP|JHQVJHJHQVWlQGH��)HVWJHOGHU�XQG�%DQNJXWKDEHQ�ZHUGHQ�PLW�LKUHP�1HQQZHUW�
DQJHVHW]W�XQG�QDFK�GHP�VWUHQJHQ�1LHGHUVWZHUWSULQ]LS�EHZHUWHW��

5�FNVWHOOXQJHQ�XQG�9HUELQGOLFKNHLWHQ�VLQG�]XP�����'H]HPEHU������JUXQGVlW]OLFK�QLFKW�DQJH�
VHW]W�ZRUGHQ��
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Wirtschaftliche Grundlagen 

Finanzierung Die Stiftung erfüllt ihre Förderungsaufgaben aus Spenden, 
Zuwendungen, Wertpapiererträgen und sonstigen Zinserträ-
gen. 

Kapitalerhaltung Gemäß § 3 der Satzung ist das Stiftungsvermögen in seinem 
Bestand ungeschmälert zu erhalten. 

Wichtige Verträge Mit Vertrag vom 19. Dezember 2011 wurde zwischen der 
Stiftung und der Deutsches Stiftungszentrum GmbH, der 
Verwaltungsgesellschaft des Stifterverbandes für die Deut-
sche Wissenschaft e.V. für den Bereich Stiftungen, verein-
bart, dass die Deutsches Stiftungszentrum GmbH die Ver-
mögensverwaltung der Stiftung übernimmt.  
Diese Verwaltungstätigkeit umfasst die Anlage des Gesamt-
vermögens der Stiftung, bestehend aus dem Stiftungsver-
mögen, den Rücklagen sowie Stiftungsmitteln. Die Deut-
sches Stiftungszentrum GmbH stellt der Stiftung für die 
vereinbarten Leistungen eine Verwaltungspauschale von 
0,3 % des Gesamtvermögens am Jahresende in Rechnung. 
Reisekosten der Deutsches Stiftungszentrum GmbH werden 
gesondert in Rechnung gestellt. 
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Rechtliche Grundlagen 

Gründung Die Stiftung wurde durch Anerkennung der Senatsverwal-
tung für Justiz Berlin am 12. Mai 2009 als rechtsfähige 
Stiftung des Landes Berlin errichtet. 

Name Einstein Stiftung Berlin 

Rechtsform Rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Sitz Berlin 

Satzung Die Satzung in der derzeit gültigen Fassung datiert vom 
12. September 2016. 

Stiftungszweck Zweck der Stiftung ist die Förderung von Wissenschaft und 
Forschung auf internationalem Spitzenniveau in Berlin. 
Die Stiftung verwirklicht ihren Zweck u. a. durch  
a)� die Unterstützung von forschungsorientierten Lehran-

geboten, wie zum Beispiel durch Unterstützung der Ein-
richtung von Schülerlaboren, Graduate Schools und Vor-
tragsveranstaltungen,  

b)� die Unterstützung von Institutionen mit übergreifenden 
Forschungsschwerpunkten, insbesondere durch Co-
Finanzierung von Projektanträgen und Antragsgemein-
schaften, der Einrichtung von Arbeitsgruppen, Lehrstüh-
len und Hilfen bei der Einrichtung der erforderlichen Inf-
rastrukturen,  

c)� Maßnahmen zur Verbreitung von Wissen,  

d)� die Unterstützung gezielter Nachwuchsförderung und 
Berufungen, zum Beispiel durch Forschungsstipendien-
programme, finanzielle Hilfen bei Stiftungsprofessuren 
und zur Verbesserung der Ausstattung in personeller 
und sächlicher Hinsicht bei der Gewinnung exzellenten 
Personals und  

e)� die Unterstützung internationaler Netzwerkbildung durch 
Austausch und Besuchsprogramme, Vergabe von Sti-
pendien in einem internationalen „Berlin Fellowship-
Programm“ zur Förderung der internationalen Zusam-
menarbeit und vergleichbare Aktivitäten. 

Geschäftsjahr Kalenderjahr 

Organe Stiftungsrat, Vorstand und Beirat 
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Stiftungsrat Der Stiftungsrat besteht aus sieben bis neun Stiftungs-
ratsmitgliedern. 
Ihm gehören an: 
1.� fünf bis sieben Mitglieder, die Erfahrungen in der natio-

nalen und internationalen Wissenschaft oder Wissen-
schafts- und Forschungspolitik aufweisen, 

2.� ein universitäres Mitglied aus der Gruppe der bei der 
Einstein Stiftung Berlin antragsberechtigten Einrichtun-
gen, auf das diese sich unter Beteiligung der Gruppe der 
Kooperationspartner der antragsberechtigten Einrich-
tungen einigen, 

3.� dem für Wissenschaft zuständiges Mitglied des Senats 
von Berlin. 

Mitglieder des Stiftungsrates waren im Berichtsjahr: 
–� Prof. Dr. Amélie Mummendey 

– Vorsitzende –, 

–� Prof. Dr. Olaf Kübler 
– stellvertretender Vorsitzender –, 

–� Prof. Dr. Peter-André Alt, 

–� Prof. Dr. Menahem Ben-Sasson, 

–� Dr. Christine Hohmann-Dennhardt, 

–� Michael Müller, 

–� Dr. Ingrid Nümann-Seidewinkel, 

–� Prof. Dr. Winfried Schulze, 

–� Prof. Dr. Margret Wintermantel. 

Die Aufgabe des Stiftungsrates besteht in der Beratung, 
Unterstützung und Überwachung des Vorstands bei der 
Ausübung seiner Tätigkeit. Dazu zählt die Beschlussfas-
sung über: 

–� Empfehlungen für die Verwaltung des Stiftungsvermö-
gens, 

–� den vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplan, 

–� die Festlegung der Förderschwerpunkte für jeweils ein  
Geschäftsjahr, 

–� den Jahresbericht der Stiftung nach § 14 Abs. 3, 

–� die Auswahl der Wirtschaftsprüferin oder des Wirt-
schaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, 

–� die Berufung sowie Abberufung der Mitglieder des 
Stiftungsvorstandes, 
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Stiftungsrat 
(Fortsetzung) 

–� die Überwachung der Tätigkeit des Stiftungsvorstandes 
sowie 

–� die Beschließung des vom Stiftungsvorstand vor-
zulegenden Förderungsprogramms. 

Der Stiftungsrat hat sich gemäß § 9 Abs. 3 der Satzung 
eine Geschäftsordnung gegeben, deren aktuelle Fassung 
vom 26. Januar 2016 datiert. 
Sitzungen des Stiftungsrates fanden im Berichtsjahr statt 
am: 
–� 29. Mai 2017 und 

–� 6. November 2017. 

Die Protokolle dieser Sitzungen haben uns vorgelegen. 

Vorstand Der Vorstand besteht aus mindestens drei bis fünf Mit-
gliedern. 
Im Berichtsjahr gehörten dem Vorstand an: 
–� Prof. Dr. Dr. h.c. Günter Stock, Vorsitzender, 

–� Prof. Dr. Dorothea Kübler, stellvertretende 
Vorsitzende, 

–� Prof. Dr. Dr. h.c. Erika Fischer-Lichte, 

–� Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Martin Grötschel, 

–� Prof. Dr. Ursula-Friederike Habenicht. 

Vorstandssitzungen fanden im Berichtsjahr statt am: 
–� 6. März 2017, 

–� 26. April 2017, 

–� 4. Juli 2017, 

–� 19. September 2017 und 

–� 19. Dezember 2017. 

Die Protokolle dieser Sitzungen haben uns vorgelegen 

Beirat Der Beirat besteht aus bis zu 13 Mitgliedern. Ihm gehören 
an: 
1.� die Kuratoriumsvorsitzenden der Freien Universität 

Berlin, der Humboldt-Universität zu Berlin und der Tech-
nischen Universität Berlin sowie die/der Vorsitzende des 
Hochschulrats der Universität der Künste Berlin qua 
Amt,  

2.� drei vom Abgeordnetenhaus zu benennende Personen 
des öffentlichen Lebens. 
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Beirat 
(Fortsetzung) 

Mitglieder des Beirats waren im Berichtsjahr: 
–� Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Uwe Erichsen, Vorsitzender, 

–� Dr. Andreas Eckert, stellvertretender Vorsitzender, 

–� Melanie Bähr, 

–� Wolfgang Branoner, 

–� Dr. h.c. Edelgard Bulmahn (seit 22. September 2017), 

–� Dr. Manfred W. Elff (bis 16. Oktober 2017), 

–� Prof. Dr. Dr. h.c. Rolf Emmermann 
(bis 31. August 2017), 

–� Florian Graf (seit 9. März 2017), 

–� Dr. Martina Münch,  

–� Dagmar Reim (seit 1. November 2017), 

–� Raed Saleh (seit 9. März 2017), 

–� Tobias Schulze (seit 9. März 2017), 

–� Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Rita Süssmuth, 

–� Annemie Vanackere (seit 1. April 2017), 

–� Prof. Dr. Dr. h.c. mult. E. Jürgen Zöllner. 

Die Aufgabe des Beirats besteht in der Beratung des Vor-
stands. Dazu zählen unter anderem die Erarbeitung von 
Empfehlungen zur Verwirklichung des Stiftungszwecks 
sowie die Beratung über Maßnahmen zur Steigerung der 
Erfolgsaussichten von Berliner Initiativen, die dem Sat-
zungszweck dienen. 
Die Beiratssitzungen fanden im Berichtsjahr statt am: 
–� 22. März 2017 und 

–� 31. Mai 2017. 

–� Die Protokolle dieser Sitzungen haben uns vorgelegen. 

Steuerliche Verhältnisse Die Stiftung verfolgt gemäß Satzung ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung 
(AO). 
Sie ist von der Körperschaftsteuer freigestellt, zuletzt mit 
Körperschaftsteuer-Freistellungsbescheid für die Jahre 
2013 bis 2015 vom 17. Juni 2016 des Finanzamtes für 
Körperschaften I, Berlin. Ferner wurde mit Bescheid 
vom November 2013 die Einhaltung der satzungsmäßigen 
Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 und 61 AO fest-
gestellt. 
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Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2)Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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